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Beitrittsverhandlungen noch in diesem Jahr
Interview mit Jean Rey, Präsident der EWG-Kommission, Brüssel

Herr Präsident, der Pessimis­
mus über die zul<ünftige Ent- 
wiclflung der EWG schlug nad i 
der Haager Gipfelkonferenz 
plötzlich in Euphorie um. Hat 
sich dieser Optimismus, der von 
dem Gipfeltreffen ausging, in ­
zwischen bewahrheitet?

Ich freue mich, daß Sie diese 
Frage gleich zu Anfang stel­
len. Meine Kollegen in der Kom­
mission und ich haben niemals 
geglaubt, daß die EWG im Früh­
ling 1969 kurz vor dem Zusam­
menbruch stand. W ir wußten, 
daß w ir uns in der vierten Krise 
befanden, aber w ir hatten kei­
nen Grund zu der Annahme, daß 
w ir aus der vierten Krise nicht, 
genauso w ie aus den drei vor­
herigen, herauskommen würden.

W ir haben uns im Frühjahr 
geweigert, die EWG-Obergangs- 
periode zu verlängern. Die M it­
gliedstaaten, der Rat, das Euro­
pa-Parlament und die Kommis­
sion wurden dadurch gezwun­
gen, enorme Anstrengungen zu 
machen, um die ausstehenden 
Probleme zu lösen. So war es 
absolut notwendig, die endgül­
tige Regelung der Agrarfinan­
zierung zu erarbeiten. Dabei 
mußte die Frage der eigenen 
Finanzmittel und der Haushalts­
befugnisse des Europäischen 
Parlaments entschieden werden 
und eine grundsätzliche Ent­
scheidung über die Erweiterung 
der Gemeinschaft fallen. Das 
war das Problempaket Ende des 
Jahres. Es ist uns gelungen, 
einige Lösungen zu diesen Fra­
gen zu finden. Dazu hat der 
Geist von Den Haag beigetra­
gen. Während der Gipfelkonfe­
renz haben sich die Staats- und 
Regierungschefs, wie Sie w is­

sen, über die zukünftige politi­
sche und wirtschaftliche Orien­
tierung in der EWG geeinigt. 
Dieser Geist von Den Haag ist 
immer noch zu spüren.

Agrarproblem

Kommen w ir zum Agrarpro­
blem. Eine Finanzierungsrege­
lung is t zwar getroffen worden, 
aber das Problem der Agrar­
überschüsse is t bis heute nicht 
gelöst. Glauben Sie, daß in die­
sem Zusammenhang der Mans­
holt-Plan in absehbarer Zukunft 
gute Realisierungschancen hat?

W ir müssen zwei Probleme 
unterscheiden, nämlich die Fra­
ge der Überschüsse und die 
Frage nach der Verwirklichung 
des Mansholt-Plans. Sie sind 
natürlich in gewisser Weise m it­
einander verbunden, aber sie 
sind doch zwei verschiedene 
Dinge. Über die Überschüsse 
sind noch keine Beschlüsse ge­
faßt worden, und das ist eine 
der Sorgen der Kommission. 
Die Agrarm inister haben zwar 
große Anstrengungen unternom­
men, aber noch keine Lösung 
gefunden.

Der Mansholt-Plan ist etwas 
anderes. Er ist ein Versuch, eine 
Reform der Agrarstrukturen 
durchzuführen. W ir werden nun­
mehr damit beginnen, diesen 
Plan in konkrete Vorschläge 
umzuwandeln, und haben guten 
Grund zu glauben, daß er in der 
nächsten Zeit auch durchgesetzt 
w ird. Wahrscheinlich nicht in 
seiner Originalform, die ja  zu­
nächst dazu bestimmt war, die 
Reaktion der Außenwelt, der 
Parlamente, des Parlaments von 
Straßburg, der Bauernverbände

und anderer beteilig ter Grup­
pen und damit Möglichkeiten 
und Grenzen zu erkunden, ln 
der Zwischenzeit haben w ir viele 
Erkenntnisse aus dieser Diskus­
sion gewonnen. Sie werden 
selbstverständlich in unseren 
konkreten Vorschlägen Berück­
sichtigung finden.

Differenzen mit den USA

Die Agrarüberschüsse sind 
besonders den USA ein Ärger­
nis. Sie werfen der EWG vor, 
daß sie ihnen alte traditionelle 
Absatzmärkte z. T. durch, wie 
sie sagen, subventionierte Aus­
fuhren stre itig  machen. Der von 
der EWG vorgesehene Sonder­
zo ll auf pflanzliche ö le  und 
Fette würde z. B. die Sojaboh- 
nen-Ausfuhr der amerikanischen 
Staaten, deren Wert immerhin 
etwa 500 M ill. $ beträgt, sehr 
berühren, so daß der US-Han- 
delsm inister m it Gegenmaßnah­
men bereits gedroht hat. Es 
sieht ja  schon beinahe so aus, 
als ob ein Handelskrieg bevor­
steht. Wie sehen Sie das Pro­
blem?

Ich habe niemals ganz ver­
standen, warum die US-Agrar- 
subventionen eine Tugend sein 
sollen und unsere eine Sünde. 
Seit Ende der Kennedy-Runde 
im Mai 1967 haben die Schwie­
rigkeiten auf beiden Seiten zu­
genommen. Ich habe niemals 
behauptet, daß jede K ritik von 
außen ungerecht war und daß 
w ir frei von Fehlern sind. Trotz 
der vielen Kontaktgespräche 
und Verhandlungen, die zwi­
schen uns und unseren Freun­
den in den USA stattgefunden 
haben, nähert sich die Zeit, da 
w ir auf hoher Ebene versuchen 
sollten, eine Bestandsaufnahme
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unserer Schwierigkeiten vorzu­
nehmen, um zu versuchen, ge­
rechte Lösungen zu finden.

Meinen Sie, daß eine neue 
Zoiisenliungsrunde zumindest 
zwischen EWG und USA wahr- 
scheiniich ist, noch bevor einige 
Hauptprobleme der Kennedy- 
Runde, z. B. das American Sel­
ling Price System, überhaupt 
gelöst worden sind?

Das scheint m ir nicht wahr­
scheinlich, da unsere Schwierig­
keiten mit den Vereinigten Staa­
ten weniger auf dem Zollgebiet 
als auf nichttarifärem Gebiet 
liegen. Sie sprachen z. B. schon 
das American Selling Price 
System an. Aber auch auf dem 
Gebiet des Agrarsektors und der 
Handelsbeziehungen im M ittel­
meer gibt es Meinungsverschie­
denheiten. Dennodi glaube ich, 
daß all diese Probleme gründ­
lich mit den Amerikanern dis­
kutiert werden können.

Sorgenkind Euratom

Wir haben m it Landwirtschaft 
und Handeissel<tor bereits zwei 
Sorgenkinder angesprochen. 
Das dritte, das nicht fehlen darf, 
¡st Euratom. Ober den mutmaß­
lichen Zusammenbruch von Eu­
ratom hat es in der Presse ge­
nügend Schlagzeilen gegeben. 
Glauben Sie, daß die Existenz 
dieser Gemeinschaft überhaupt 
auf lange Sicht noch gesichert 
werden kann?

Euratom ist nicht zusammen­
gebrochen. Euratom existiert. Es 
funktioniert z. B. auf dem Ge­
biet der Kontrolle und auf dem 
Gebiet der Versorgung von 
Spaltmaterial. A llerdings gab es 
Schwierigkeiten hinsichtlich des 
gemeinsamen Forschungszen­
trums. Diese haben der Eura­
tom-Kommission das Leben sehr 
schwer gemacht, und mein zu­
ständiger Kollege, Vizepräsident 
Hellwig, hat in den letzten zwei 
Jahren größte Schwierigkeiten 
gehabt. Doch ist während der 
Gipfelkonferenz der Beschluß

gefaßt worden, daß man das 
Forschungszentrum nicht auf- 
lösen, sondern umstrukturieren 
muß. Diese Umstrukturierung 
des Zentrums ist ein Prozeß, 
der uns, so glaube ich, mehrere 
Jahre beschäftigen wird. Des­
halb scheint es m ir ein wenig 
verfrüht, in diesem Augenblidc 
mehr zu sagen.

Mehrheitsentscheidung in Sicht

Kürzlich trafen sich die Wirt­
schafts- und Finanzminister, um 
die Möglichkeiten einer Harmo­
nisierung der Finanz- und Wirt­
schaftspolitik m it dem Z ie l einer 
Wirtschafts- und Währungsunion 
anzustreben. Nun is t ja  wohl 
eines der Hauptprobleme, einen 
Weg zu finden, um zu Mehr­
heitsentscheidungen innerhalb  
des M inisterrats zu kommen. 
Wie sehen Sie da die Aussid i- 
ten?

Wir haben inzwischen vier 
Pläne auf dem Tisch, darunter 
den Plan der Kommission. Wir 
werden alle diese Pläne paral­
lel überprüfen, und ich habe 
gute Gründe zu glauben, daß 
man letztlich zu einer Einigung 
gelangt, die den Nuancen all 
d ieser Pläne Rechnung trägt.

Und die Beschlußfassung?

Was das angeht, so haben 
w ir dieses Problem nicht nur 
auf dem Währungsgebiet, son­
dern ganz speziell bei der Frage 
der Erweiterung der Gemein­
schaft. Die Kommission hat die 
Meinung vertreten, daß man die 
Institutionen der Gemeinschaft 
in diesem Jahr verstärken und 
zu Mehrheitsbeschlüssen kom­
men muß. Ich meine, daß w ir 
heute eine gute Möglichkeit 
haben, zu einer befriedigenden 
Lösung dieser Probleme zu 
kommen. Jedenfalls ist es völlig 
unmöglich — und jeder Betei­
ligte weiß das -  z. B. die Ge­
meinschaft zu erweitern und 
dann immer noch ein System zu 
haben, in dem ein Rat von zehn 
M itgliedern m it Einstimmigkeit

beschließen soll. Das funktio­
niert einfach nicht mehr. Das ist 
unmöglich.

Koordinierung 
der Wirtschaftspolitik

In dem Zusammenhang Ist es 
interessant, daß Herr Schiller 
m it seinem Währungsplan ge­
fordert hat, Währungsparitäten 
ab 1975 nur noch nach Konsul- 
tlerung a lle r Teilnehmer zu 
ändern. Dagegen haben die 
Franzosen sofort opponiert. 
Glauben Sie, daß solche natio­
nalen Strömungen sich in einer 
Gemeinschaft überhaupt einmal 
vermeiden lassen?

Wen meinen Sie, wenn Sie 
sagen: die Franzosen?

Nun, ganz generell die fran­
zösische Öffentlichkeit!

Aber das, was Sie meinen, 
ist doch lediglich ein Teil der 
Presse. Das sind Einzelmeinun­
gen, keine Beschlüsse, ln Den 
Haag wurde einstimmig die Ver­
wirklichung eines zur Wirt- 
schafts- und Währungsunion 
führenden Stufenplans beschlos­
sen. Wenn man je tzt sagt, die 
Franzosen werden das nicht ak­
zeptieren oder die Deutschen 
jenes, so ist das einfach eine 
Verzerrung der Tatsachen, um 
so mehr, als die verantwortli­
chen M inister die verschiede­
nen Entwürfe insgesamt m it Be­
friedigung zur Kenntnis genom­
men und ihre Verschmelzung 
zu einem gemeinsamen Entwurf 
in Auftrag gegeben haben. Die 
hierzu unter dem Vorsitz des 
luxemburgischen Staats- und 
Finanzministers Werner einge­
setzte Arbeitsgruppe hat ihre 
Tätigkeit bereits aufgenommen.

Das hört sich wesentlich opti­
m istischer an als das, was man 
lesen kann. Geht Ihr Optimis­
mus so weit, daß Sie es auf 
lange Sicht für möglich halten, 
in der EWG etwas Ähnliches wie 
das deutsche Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetz zu schaffen?
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Das Hauptproblem dabei wäre 
ja  nicht die Schaffung eines 
solchen Gesetzes, sondern die 
Übertragung der entsprechen­
den Kompetenzen auf Gemein­
schaftsorgane, um ein solches 
Gesetz auch durchzuführen.

Ich glaube, die Arbeiten im 
Ausschuß fü r m ittelfristige W irt­
schaftspolitik zielen in die gle i­
che w irtschaftspolitische Rich­
tung. Wenn Sie die jüngsten 
Veröffentlichungen über den 
Stufenplan der Kommission ge­
lesen haben, wissen Sie, wie 
w ir uns die weitere Entwicklung 
vorstellen. Jedenfalls kommen 
w ir m it der Zeit nicht um eine 
äußerst enge Koordinierung der 
W irtschaftspolitik herum. Nach 
meiner Ansicht w ird dies späte­
stens Ende dieses Jahrzehnts 
in jeder Hinsicht verw irklicht 
sein, wenn w ir über die Wäh­
rungseinheit zu einer wirklichen 
europäischen Einheit kommen 
werden.

Das würde also bedeuten, 
daß Sie dann auch in den Kom­
petenzbereich einzelner Regie­
rungen eingreifen werden?

Ja, jeder weiß das. Aber das 
ist auch schon in der Vergan­
genheit passiert. A lle gemein­
schaftlichen Beschlüsse, z. B. 
die nach der Abwertung der 
französischen Währung und
nach der Aufwertung der deut­
schen Mark, sind doch wohl Be­
weise dafür.

Beitrittsgespräche 
oline Verzögerungen

Angesichts Ihres Optimismus, 
Herr Präsident, bleiben w ir doch 
gleich bei der Zul<unft. Vor der 
EWG-Tür drängen sich die Be­
werber. Sollte man m it ihnen 
nun vor Erreichen der EWG-End- 
phase noch Integrationsgesprä­
che führen, oder sollte man sie 
in einigen Jahren einfach vor 
vollendete Tatsachen stellen  — 
vor eine Gemeinschaft, m it de­
ren Bedingungen sie sich ab­
zufinden haben?

Die Beschlüsse, meine Her­
ren, die am Ende des Jahres 
darüber getroffen worden sind, 
waren ganz klar. Man w ill die 
Übergangszeit zu Ende bringen, 
ehe man in Verhandlungen ein­
tr itt. Aber man w ill nicht die 
endgültige Vollendung abwar­
ten, bevor man an die Erwei­
terung denkt. Diese Dinge lau­
fen parallel. So hat man nie 
gesagt, daß erst die Wirtschafts­
und Währungsunion verw irklicht 
werden sollte, ehe über Erwei­
terung gesprochen w ird. Denn 
die Realisierung dieses Plans 
w ird wohl 8 Jahre in Anspruch 
nehmen. Niemand in der Ge­
meinschaft w ill die Frage der 
Erweiterung bis dahin vor sich 
herschieben.

Glauben Sie, daß konkrete 
Beitrittsverhandlungen m it Eng­
land, frland, Dänemark und Nor­
wegen noch in diesem Jahr 
kommen werden? Oder w ird  
man sich weiter auf der Ebene 
der Vorgespräche bewegen?

Nein, man hat in Den Haag 
beschlossen, daß nach einer 
Vorbereitung von sechs Mona­
ten etwas geschehen w ird. Und 
ich habe w irklich keinen Grund 
zu glauben, daß dieser Termin 
überschritten werden w ird. Die 
Arbeiten gehen voran. Zwar 
kommt es immer noch zu Mei­
nungsverschiedenheiten, aber 
ich glaube nicht, daß sie so be­
deutend sind, daß sie w irklich 
zu einer Verzögerung der Ge­
spräche führen. M itte dieses 
Jahres werden die Verhandlun­
gen mit den vier Kandidaten an­
fangen. Das bedeutet natürlich 
nicht, daß die Verhandlungen 
m it England in der Zwischen­
zeit nicht eine gewisse Priorität 
haben. Denn von ihrem Ausgang 
hängen die anderen ja  in ge­
wisser Weise ab.

Keine Ausweitung 
der Präferenzabkommen

Gestatten Sie noch eine Frage 
zum Yaounde-Assoziierungsab­

kommen, Herr Präsident. Die 
Präferenzen, die den Assoziier­
ten eingeräumt worden sind, 
werden nicht nur von anderen 
Entwicklungsländern kritisiert, 
sondern auch von den USA. 
Sind diese Vorwürfe gerecht­
fertigt?

Nun, zunächst habe ich nicht 
den Eindruck, daß das Yaounde- 
Abkommen von den Vereinigten 
Staaten w irklich ernsthaft kriti­
siert w ird. Ich glaube, die Kri­
tik  der Vereinigten Staaten rich­
te t sich vielm ehr gegen die Aus­
dehnung dieses Abkommens. Im 
Bereich des Yaoundö-Abkom- 
mens haben uns die Amerikaner 
in den letzten zehn Jahren keine 
Schwierigkeiten gemacht. Ihre 
Sorge — und die können wir 
verstehen — geht allein dahin, 
w ieweit dieses Abkommen noch 
ausgedehnt w ird, ob aus einem 
Präferenzabkommen zwei, drei 
oder zehn werden, so daß man 
schließlich w irklich nicht mehr 
weiß, was noch mit den Regeln 
des GATT vereinbar ist. Wir 
haben diese Frage daher im 
GATT kürzlich konkret be­
sprochen. Und außerdem dis­
kutiert man diese Probleme ge­
rade jetzt zwischen der EWG 
und Washington.

W ir wollen weiterhin einen 
liberalen Welthandel, und wir 
werden dessen Prinzipien abso­
lut treu bleiben. Das ist keine 
Frage. Präferenz-Abkommen 
sind deshalb auch fü r uns Aus­
nahmen. Aber auch diese Aus­
nahmen haben w ir den USA 
nachdrücklich erklärt, um un­
serem Partner w irklich Sicher­
heit über unser Verhalten zu 
geben. Die Gemeinschaft wird 
z. B. auf keinen Fall Präferenz­
abkommen mit Asien, mit an­
deren afrikanischen oder latein­
amerikanischen Ländern ab­
schließen. W ir konzentrieren uns 
nur auf drei Gebiete, erstens auf 
unsere Assoziierten in Afrika, 
zweitens auf die Integration in 
Europa und drittens auf die As­
soziierten im Mittelmeerraum.
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